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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 

1. Abgeordneter 
Benno 
Zierer 
(CDU/CSU) 

Schließt sich die Bundesregierung der Ansicht an, 
daß die im Strafvollzug durchweg praktizierten 
Erleichterungen wie Hafturlaub und Freigang 
sowie vorzeitige Entlassung und Resozialisierung 
aufgrund fragwürdiger Prognosen in vielen Fäl-
len erneuten Verbrechen Vorschub leisten und 
damit eine unerträgliche Gefährdung der Öffent-
lichkeit darstellen, und wie will die Bundesregie-
rung durch entsprechende gesetzliche Vorschrif-
ten die Höherrangigkeit der öffentlichen Sicher-
heit und des Opferschutzes gewährleisten? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 

2. Abgeordneter 
Wolfgang 
Schulhoff 
(CDU/CSU) 

Wie bewertet die Bundesregierung den Vor-
schlag des Präsidenten des Bundesverbandes der 
Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken, 
Wolfgang Gruger, zur institutionellen Absiche-
rung des Stabilitätsziels der Europäischen Union 
eine vertragliche Zusatzvereinbarung zu treffen, 
welche nach Einführung der Währungsunion die 
Teilnehmerländer zwingt, die bisher als 
Maastricht-Kriterium geforderte Begrenzung der 
öffentlichen Neuverschuldung auch weiterhin 
einzuhalten? 

3. Abgeordneter 
Ludwig 
Stiegler 
(SPD) 

Wie viele deutsche Arbeitnehmer waren Ende 
Dezember 1994 bei den Stationierungsstreitkräf-
ten der USA beschäftigt, und welche Entwick-
lung zeichnet sich im Hinblick auf den Dollarver-
fall und auf die Kündigung des WHNS-Abkom-
mens (Wartime Host Nation Support) ab? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 

4. Abgeordneter 
Peter 
Conradi 
(SPD) 

Auf welcher Rechtsgrundlage und in welcher 
Eigenschaft nimmt Dr. Jürgen Echternach (bis 
November 1994 Parlamentarischer Staatssekre-
tär im Bundesministerium der Finanzen) an den 
Sitzungen des Aufsichtsrates der Bundesbauge-
sellschaft — BBB — teil? 
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5. Abgeordneter 
Peter 
Conradi 
(SPD) 

Wann wird die Bundesregierung den laut § 8 des 
Gesellschaftsvertrages vom 10. September 1993 
vom Bundesministerium der Finanzen zu beset-
zenden Sitz im BBB-Aufsichtsrat wieder beset-
zen? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 

6. Abgeordneter 
Frederick 
Schulze 
(CDU/CSU) 

Gedenkt die Bundesregierung Berichten nachzu-
gehen, wonach die PDS Gelder nach Libyen 
transferiert hat, und falls ja, liegen eventuell 
bereits Erkenntnisse dieser Untersuchungen vor? 

7. Abgeordneter 
Thomas 
Krüger 
(SPD) 

Trifft es zu, daß im Bundesleistungszentrum in 
Inzell eine große Investition (Neubau einer Eis-
halle) geplant ist, und wie schätzt die Bundes-
regierung den Zustand der Trainings- und Wett-
kampfmöglichkeiten in Erfurt und Berlin ange-
sichts der Tatsache ein, daß die derzeitigen Spit-
zensportler, die sich für die Olympischen Spiele 
qualifizieren können, bis auf eine Ausnahme vor-
rangig in Erfurt und Berlin leben und trainieren? 

8. Abgeordneter 
Thomas 
Krüger 
(SPD) 

Trifft es zu, daß der Standort Inzell zusätzlich auf-
gewertet werden soll, indem eine nahegelegene 
Bundeswehr-Sportkompanie mit dem Schwer-
punkt Eisschnellauf ausgebaut werden soll, für 
die Sportlerinnen und Sportler aus Erfurt und 
Berlin bereits jetzt „abgeworben" werden, und 
wie schätzt die Bundesregierung diese Entwer-
tung der Sportstandorte in Erfurt und Berlin, wo 
die Sportler derzeit leben, studieren und trainie-
ren, durch den künstlichen und teuren Ausbau 
konkurrierender Standorte ein? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 

9. Abgeordnete 
Petra 
Ernstberger 
(SPD) 

Welche konkreten Pläne hat die Bundesregie-
rung, durch Exportförderungsmaßnahmen und 
durch Unterstützung im Bereich Forschung/Inno-
vation die Wettbewerbsposition der deutschen 
Textil- und Bekleidungsindustrie auf den inter-
nationalen Märkten zu stärken? 
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10. Abgeordneter 
Wilhelm 
Dietzel 
(CDU/CSU) 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der Bun-
desrepublik Deutschland nur 1,3% des Gesamt-
energieverbrauchs aus Biomasse gedeckt wer-
den, während dies in Dänemark 12,1%, in Irland 
11,4% und in Frankreich 5,3% sind, und welche 
Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung 
zur Förderung der klimafreundlichen Energie-
gewinnung aus Biomasse zu ergreifen? 

11. Abgeordneter 
Wilhelm 
Dietzel 
(CDU/CSU) 

Wird die Bundesregierung das Ziel der bayeri-
schen Landesregierung, bis zum Jahr 2000 5% 
der Energie in Bayern aus Biomasse zu gewinnen, 
für die Bundesrepublik Deutschland überneh-
men und damit einen Beitrag zum Klimaschutz 
leisten? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

12. Abgeordneter 
Dietmar 
Schütz 
(Oldenburg) 
(SPD) 

Welche Auswirkungen auf die Verhandlungen 
innerhalb der Internationalen Walfang Kommis-
sion (IWC) zur quotierten Freigabe der Jagd auf 
Minke-Wale erwartet die Bundesregierung von 
der Tatsache, daß die auf einer Basis von nur 
518 tatsächlich gesichteten Walen erfolgten nor-
wegischen Berechnungen von einem Bestand 
von rund 86 000 Tieren ausgingen, während nach 
den jetzigen IWC-Berechnungen eine Population 
von nur noch rund 50 000 Tieren angenommen 
werden muß? 

13. Abgeordneter 
Dietmar 
Schütz 
(Oldenburg) 
(SPD) 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
angesichts derart gravierender Fehler bei der 
Bestandsberechnung die Frage nach der Mög-
lichkeit eines „sustainable use " von Walen noch 
einmal grundsätzlich neu überdacht werden 
muß, und sieht es die Bundesregierung über-
haupt noch als eine realistische Möglichkeit an, 
verläßliche globale Bestandsschätzungen für 
Wale zu machen, wenn bereits in einem relativ 
überschaubaren Seegebiet und bei nur einer 
Walart die Berechnungen derart gravierend aus-
einandergehen? 

14. Abgeordnete 
Monika 
Ganseforth 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderung 
Japans innerhalb der Internationalen Walfang 
Kommission (IWC) nach Vergabe einer „Small-
Type coastal whaling Quota" für Küstenfischer, 
und kann sie ausschließen, daß Walprodukte aus 
diesen Fängen dem — von der IWC verbotenen — 
kommerziellen Handel zufließen? 
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15. Abgeordnete 
Monika 
Ganseforth 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die anhal-
tende Verletzung der IWC-Resolutionen durch 
die Bewohner der von Dänemark verwalteten 
Faröer-Inseln und das dort praktizierte jährliche 
Abschlachten von mehr als 1000 Pilotwalen, und 
welche Maßnahmen wird sie gegenüber Däne-
mark und den Faröern ergreifen, um ein baldiges 
Ende dieser Praxis zu erreichen? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 

16. Abgeordnete 
Heidemarie 
Wright 
(SPD) 

Wie hoch ist nach Angaben der Bundesregierung 
der Anteil der Fremdfirmen, die zur Waldbewirt-
schaftung (Pflege-, Fäll-, Rodungs-, Auf-
forstungs- und Durchforstungsarbeiten) heran-
gezogen werden? 

17. Abgeordnete 
Heidemarie 
Wright 
(SPD) 

Ist der Bundesregierung bekannt, inwieweit die 
Sozial- und Sicherheitsstandards durch die 
Fremdfirmen bzw. deren Subunternehmen 
gewahrt werden, und wie gedenkt die Bundes-
regierung im Nichtbeachtungsfall die Einhaltung 
dieser Sozial- und Sicherheitsstandards zu ge-
währleisten? 

18. Abgeordneter 
Dr. Egon 
Jüttner 
(CDU/CSU) 

Welche Zahlen liegen der Bundesregierung über 
Umfang, Dauer und fachliche Ausrichtung 
arbeitsloser Hochschulabsolventen in Deutsch-
land für die Zeit von 1991 bis 1994 vor? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 

19. Abgeordneter 
Jürgen 
Koppelin 
(F.D.P.) 

Wer gab im Bundesministerium der Verteidigung 
die Weisung zur Planung eines ,,Mehrzweck-
schiffes" , und ist der Bundesminister der Vertei-
digung von dieser Weisung unterrichtet gewe-
sen? 
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20. Abgeordneter 
Jürgen 
Koppelin 
(F.D.P.) 

Welche Kosten sind bisher für die Planung des 
„Mehrzweckschiffes" entstanden oder für die 
Zukunft absehbar? 

21. Abgeordnete 
Dr. Elke 
Leonhard 
(SPD) 

Welche Auswirkungen wird die im Rahmen des 
neuen Standortkonzepts der Bundeswehr beab-
sichtigte Schließung des Ausbildungsbataillons 
der Bundesluftwaffe in Ulmen, Kreis Cochem-
Zell, das unter anderem ein Lazarett unterhält, 
auf den benachbarten Standort Büchel — sowohl 
in bezug auf die dort stationierten amerikani-
schen Streitkräfte (sog. A-Staffel) als auch den 
Standort insgesamt — unter Einbeziehung der 
Tatsache haben, daß für die A-Staffel des Stand-
ortes Büchel die Zusage für die Nutzung eines 
200 Betten umfassenden Notlazarettes besteht, 
das bisher durch das Luftwaffenausbildungs-
bataillon des Standortes Ulmen sichergestellt 
wurde? 

22. Abgeordnete 
Erika 
Lotz 
(SPD) 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß am 25. und 
26. April 1995 Kampfmaschinen vom Typ Tor-
nado, aber auch viele Kampfhubschrauber, über 
den mittelhessischen Bereich rund um Wetzlar 
— besonders belastet war die Hessen-Klinik — 
Tiefflüge probten, und wenn ja, zu welcher 
Nation gehörten diese? 

23. Abgeordnete 
Erika 
Lotz 
(SPD) 

Wurden von der Bundesregierung Maßnahmen 
ergriffen, um künftig die Bevölkerung in tiefflug-
geschützten Zonen vor unzulässigen Tiefflügen 
zu schützen, und wenn ja, welche? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 

24. Abgeordnete 
Petra 
Ernstberger 
(SPD) 

Welche Informationen liegen der Bundesregie-
rung über den Stand der Beratungen mit der EU-
Kommission vor, vor dem Hintergrund, daß die 
Länder Bayern und Baden-Württemberg den 
Vorstoß unternommen haben, in Übereinstim-
mung mit dem Bundesministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten die EU zur 
Genehmigung der Errichtung sog. „Metzger-
Schlachthöfe" zu bewegen, in denen für den ört-
lichen Verbrauch — wöchentlich bis zu 30 Vieh- 
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einheften (GVE) — unter Einhaltung des derzeit 
geltenden bundesdeutschen Fleischhygiene-
rechts geschlachtet werden dürfen, und wann ist 
mit einer Änderung der hierfür geltenden EU

-

Richtlinie und ihrer Umsetzung in nationales 
Recht zu rechnen? 

25. Abgeordneter 
Horst 
Schmidbauer 
(Nürnberg) 
(SPD) 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung nach dem 
Scheitern ihres Entwurfes zum Psychotherapeu-
tengesetz in der 13. Legislaturperiode einen 
neuen Gesetzentwurf einbringen wird, und zu 
welchem Termin ist die Vorlage zu erwarten? 

26. Abgeordneter 
Horst 
Schmidbauer 
(Nürnberg) 
(SPD) 

Wird die Bundesregierung den Entwurf so recht-
zeitig einbringen, daß die parlamentarischen 
Beratungen noch in diesem Jahr abgeschlossen 
werden können und ein Psychotherapeutenge-
setz noch zum 1. Januar 1996 in Kraft treten kann? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 

27. Abgeordnete 
Steffi 
Lemke 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Auf welche neuen Erkenntnisse und Unter-
suchungen stützen sich die Aussagen des Parla-
mentarischen Staatssekretärs im Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit, Ulrich Klinkert, zum Endlager für radioak-
tive Abfälle (ERA) Morsleben gebe es keine 
Sicherheitsbedenken mehr und es existiere eine 
Sicherheitsgarantie für die nächsten 10 000 Jahre, 
und teilt die Bundesregierung diese Einschät-
zung des Parlamentarischen Staatssekretärs? 

28. Abgeordnete 
Steffi 
Lemke 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Trifft es zu, daß im ERA Morsleben radioaktive 
Abfälle auf dem Wege des Versturzes abgelagert 
werden? 

29. Abgeordneter 
Wolfgang 
Behrendt 
(SPD) 

Trifft die Meldung der slowakischen Tages-
zeitung „SME" vom 10. Mai 1995 zu, daß nach 
Verhandlungen des Premierministers der Slowa-
kischen Republik mit dem russischen Atomener-
gieminister Victor Michajlov eine Abmachung 
über die Bildung eines russisch-slowakisch-
tschechisch-deutsch-französischen Konsortiums 
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zur Fertigstellung des Atomkraftwerkes Mochovce 
getroffen worden ist, in der Rußland der Slowaki-
schen Republik 45 Mio. Dollar in direkter Unter-
stützung und weitere 150 Mio. Dollar als Dar-
lehen zugesichert hat? 

30. Abgeordnete 
Ulrike 
Mehl 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung den vorlie-
genden Entwurf der französischen Präsident-
schaft zur EG-Artenschutzverordnung, insbeson-
dere hinsichtlich der Besitz- und Vermarktungs-
verbote und der vorgeschlagenen Streichung von 
zahlreichen Arten aus den Anhängen der Verord-
nung? 

31. Abgeordnete 
Ulrike 
Mehl 
(SPD) 

Welche eigenen Vorschläge wird die Bundes-
regierung bei den Beratungen des Entwurfs zur 
Formulierung von Besitz- und Vermarktungsver-
boten und der Ausgestaltung der Anhänge unter-
breiten, beispielsweise hinsichtlich der Auf-
nahme wildlebender Vogelarten in die Anhänge 
A oder B und der Aufnahme von Tropenholzarten 
in Anhang D (Monitoringliste? 

32. Abgeordneter 
Ludwig 
Stiegler 
(SPD) 

Wie ist der Stand der Altauto- und Elektronik-
schrottverordnung, und bis wann kann mit einem 
Kabinettentwurf gerechnet werden? 

33. Abgeordnete 
Dr. Angelica 
Schwall-Düren 
(SPD) 

Welche Maßnahmen, insbesondere im Hinblick 
auf das von der Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit angekün-
digte Bundesbodenschutzgesetz sind aus Sicht 
der Bundesregierung notwendig, um einer weite-
ren Versiegelung von Böden mit ihren nachtei-
ligen Auswirkungen auf die Umwelt effektvoll 
entgegenzuwirken? 

34. Abgeordnete 
Dr. Angelica 
Schwall-Düren 
(SPD) 

Mit welchen Maßnahmen will die Bundesregie-
rung etwaigen irreparablen Schäden der Fort-
pflanzungsfähigkeit von Menschen und Tieren 
entgegenwirken, die durch bestimmte Umwelt-
chemikalien, zum Beispiel synthetische Verbin-
dungen wie Pestizide, Polychlorierte Biphenyle 
PCB, Alkyiphenole, östrogene Wirkungen zeig-
ten und nach Beobachtungen von Forschern 
spektakuläre Schäden der Fortpflanzungsfähig-
keit von Tieren und Menschen herbeiführen kön-
nen, auch unter dem Aspekt, daß sich möglicher-
weise Gefährdungen erst in späteren Generatio-
nen zeigen? 
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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 

35. Abgeordneter 
Norbert 
Gansel 
(SPD) 

Wann ist der Chef des Bundeskanzleramtes, Bun-
desminister Friedrich Bohl, davon informiert wor-
den, daß das bayerische Landeskriminalamt mit 
Amtshilfe des Bundesnachrichtendienstes mit 
einer internationalen Tätergruppe Scheinver-
handlungen über den Kauf von mehreren Kilo 
Plutonium aus Rußland führte, und warum hat er, 
nachdem der Bundeskanzler am 19. Juli 1994 
wegen des Fundes von 6 g Plutonium einen per-
sönlichen Brief an den russischen Präsidenten 
geschrieben hatte, nicht für eine ergänzende 
Information der russischen Seite und ihre Koope-
ration bei der Verhinderung des Plutoniumtrans-
portes nach Deutschland Sorge getragen? 

36. Abgeordneter 
Volker 
Neumann 
(Bramsche) 
(SPD) 

Welche Kontakte hatte der BND zu dem V-Mann 
des BKA namens ,,Roberto” vor und nach dem 
9. Juni 1994, dem Tag, an dem im Madrider Hotel 
„Novotel” der Plutoniumschmuggel nach 
Deutschland verabredet worden ist? 

37. Abgeordneter 
Volker 
Neumann 
(Bramsche) 
(SPD) 

Wen hat Staatsminister Bernd Schmidbauer in 
seinem Interview vom 24. Juli 1994 im Süddeut-
schen Rundfunk auf die Frage nach weiteren 
Spuren im Plutoniumschmuggel gemeint, als er 
darauf hinwies, daß nicht nur Russen oder Bürger 
der ehemaligen Sowjetunion beteiligt sind, son-
dern auch andere Nationalitäten bis hin zu Deut-
schen? 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 

38. Abgeordnete 
Dr. Elke 
Leonhard 
(SPD) 

Welche Schritte plant die Bundesregierung ange-
sichts von Menschenrechtsverletzungen in Indo-
nesien, konkret im Falle des indonesischen Parla-
mentariers Sri Bintang Pamungkas, der nach 
Angaben von Menschenrechtsorganisationen 
wegen vorgeblicher Beteiligung an Demonstra-
tionen gegen den indonesischen Staatspräsiden-
ten Suharto anläßlich Suhartos Besuches in 
Deutschland (1. bis 6. April 1995) in seinem 
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Heimatland erheblichen Repressionen ausge-
setzt ist, und bezüglich der indonesischen Bürger-
rechtler Goenawan Mohammad und Yenni Rosa 
Damayanti, denen ebenfalls eine Teilnahme an 
„diffamierenden Demonstrationen" gegen Su-
harto in der Bundesrepublik Deutschland vorge-
worfen wird, obwohl sich beide Personen wäh-
rend der Zeit des Besuchs des indonesischen Prä-
sidenten nicht in der Bundesrepublik Deutsch-
land aufhielten, und welche Kenntnis besitzt die 
Bundesregierung über das Schicksal von 
Mohammad und Damayanti? 

39. Abgeordneter 
Manfred 
Such 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Haben die Bundesregierung oder — nach ihrer 
Kenntnis — einzelne Bundesländer den Bau eines 
mit Hilfe der Firma „Lufthansa/Tarom-Airport 
Services" (LuTaS) konzipierten Abschiebe-
gefängnisses auf dem Bukarester Flughafen 
Otopeni (Frankfurter Rundschau vom 5. Mai 
1995) in irgendeiner Weise gefördert bzw. fördern 
lassen, und falls ja, wodurch genau? 

40. Abgeordneter 
Manfred 
Such 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Inwieweit treffen Pressemitteilungen zu (Frank-
furter Rundschau vom 28. April 1995, indonesi-
sche Tageszeitung MERDEKA vom 29. April 
1995), wonach drei indonesische Polizisten — zu-
nächst vergeblich — ein Einreisevisum nach 
Deutschland beantragt haben sollen, um hier Pla-
kate, Flugblätter und Fotos bezüglich der Proteste 
gegen den Suharto-Besuch sicherzustellen, so-
dann mit vorgeschützten anderen Einreisegrün-
den nochmals gescheitert seien, und wonach die 
deutsche Botschaft in Jakarta anschließend Koor-
dinierungsgespräche mit der indonesischen Seite 
aufgenommen haben soll, um eine Einreise doch 
noch zu ermöglichen, und welche Erkenntnisse 
hat die Bundesregierung, ob indonesische Poli-
zisten oder Geheimdienstmitarbeiter inzwischen 
doch zu Ermittlungszwecken nach Deutschland 
eingereist sind? 

41. Abgeordneter 
Dr. Eberhard 
Brecht 
(SPD) 

Welche freiwilligen Beiträge hat die Bundes-
regierung zur Unterstützung des Internationalen 
Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien 
bzw. des Internationalen Kriegsverbrechertribu-
nals für Ruanda bisher gezahlt, und welche Bei-
träge wurden von den EU-Partnern im Vergleich 
dazu entrichtet? 

42. Abgeordneter 
Norbert 
Gansel 
(SPD) 

Wann und mit welchem Ergebnis hat die Bundes-
regierung — der Bitte des Deutschen Bundestages 
folgend — den Beschluß des Deutschen Bundes-
tages vom 16. Februar 1995 an die iranische 
Regierung übermittelt, in dem die iranische 
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Regierung für die Sicherheit des Salman Rushdie 
verantwortlich und haftbar gemacht und aufge-
fordert wird, sich um eine Aufhebung der Fatwa 
zu bemühen? 

43. Abgeordneter 
Wolf-Michael 
Catenhusen 
(SPD) 

Trifft es zu, daß die deutsche Delegation bei den 
Verhandlungen zur Verlängerung des Atomwaf-
fensperrvertrages sich gegen eine Initiative von 
elf Nicht-Atomwaffenstaaten ausgesprochen hat, 
die zum Ziel hatte, daß weltweit keine neuen For-
schungsreaktoren errichtet werden, die mit 
hochangereichertem Uran betrieben werden? 

44. Abgeordneter 
Wolf-Michael 
Catenhusen 
(SPD) 

Welchen Zweck verfolgte die Intervention der 
Bundesregierung gegen diese Initiative, und wie 
läßt sie sich mit den Grundsätzen und Zielen der 
deutschen Außenpolitik im Hinblick auf die 
Nichtverbreitung von Kernwaffen und waffen-
fähigem Material vereinbaren? 

45. Abgeordneter 
Horst 
Kubatschka 
(SPD) 

Trifft es zu, daß das Auswärtige Amt 1988 in 
einem Schreiben an das Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und 
das Bundesministerium für Forschung und Tech-
nologie betreffend den geplanten Forschungs-
reaktor München II u. a. ausgeführt hat: „Nach 
Ansicht des Auswärtigen Amtes gefährdet die 
Einrichtung einer neuen Forschungsanlage mit 
hochangereichertem Uran diese bisherige inter-
nationale Zusammenarbeit, entzieht ihr die 
Glaubwürdigkeit (...). Die Bundesregierung 
würde sich also in dieser nichtverbreitungspoli-
tisch empfindlichen Frage mit früheren Erklärun-
gen in Widerspruch setzen und erheblichen 
innen- und außenpolitischen Druck erwarten 
müssen, wenn sie den Plänen der TU München 
zustimme"? 

46. Abgeordneter 
Horst 
Kubatschka 
(SPD) 

Hat die Bundesregierung seit 1988 neue Erkennt-
nisse gewonnen, die die damalige Einschätzung 
heute als unzutreffend erscheinen lassen? 

47. Abgeordneter 
Gernot 
Erler 
(SPD) 

Wie hat die Bundesregierung reagiert auf den 
Erlaß des russischen Präsidenten Boris Jelzin vom 
16. Dezember 1994 unter dem Titel „Wiederher-
stellung der legitimen Rechte der russischen Bür-
ger, der ehemaligen sowjetischen Kriegsgefan-
genen und Zivilpersonen, die im Großen Vater-
ländischen Krieg repatriiert wurden" , der vor-
sieht, daß künftig auch russische Kriegsgefan-
gene aus dem für die Entschädigung ehemaliger 
russischer KZ-Häftlinge von der Bundesrepublik 
Deutschland gebildeten „Fonds für Einverständ-
nis und Aussöhnung" entschädigt werden sollen? 
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48. Abgeordneter 
Gernot 
Erler 
(SPD) 

Welche Möglichkeiten hat die Bundesregierung, 
um sicherzustellen, daß durch diese einseitig vor-
genommene Erweiterung der Entschädigungs-
berechtigten die Entschädigungssummen für die 
einzelnen ehemaligen KZ-Opfer sich nicht 
drastisch verringern und dadurch das Ansehen 
der ganzen Fonds-Entschädigung in Frage ge-
stellt wird? 

Bonn, den 12. Mai 1995 








